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Steuern Radikale Vereinfa-
chung: Nur noch zwei
Steuerarten, Einheits-
steuersatz 25 Prozent.
Kapital- und Personen-
gesellschaften einheit-
lich besteuern; Erb-
schaftsteuer bei Fir-
menerhalt über zehn
Jahre auf Null; Abbau
von Subventionen und
Steuervergünstigungen
(Formel „10x10“)

Körperschaftssteuer auf
19 Prozent senken;
Kapital- und Personen-
gesellschaften einheit-
lich besteuern; "Rei-
chensteuer"; Sonn-,
Feiertags- und Nachtar-
beit bleiben steuerfrei;
Ausgestaltung der Erb-
schaftssteuer unklar

Anhebung der Mehr-
wertsteuer auf 18 Pro-
zent; Eingangssteuer-
satz bei zwölf, Höchst-
steuersatz bei 39 Pro-
zent; Körperschaftsteu-
er auf 22 Prozent sen-
ken, Kapital- und Per-
sonengesellschaften
einheitlich besteuern;
Erbschaftsteuer bei
Firmenerhalt über zehn
Jahre auf Null;. Abbau
von Subventionen und
Vergünstigungen

Spitzensteuersatz auf
45 Prozent heben; Ge-
werbesteuer zu „Wirt-
schaftsteuer“ ausbauen;
Familienbetriebe bei
Erbschaftsteuer entlas-
ten, große Privatvermö-
gen stärker belasten;
Abbau umweltbelasten-
der Subventionen und
Vergünstigungen

Unternehmen mit 25
Prozent besteuern;
Drei-Stufen-Tarif bei
Einkommensteuer (15,
25 und 35 Prozent);
mittelfristiges Ziel: ein-
heitlicher Steuersatz
von 25 Prozent; gene-
relle lineare Subventi-
onskürzung um 20 Pro-
zent

Eingangssteuersatz 15
Prozent, Spitzensatz bei
Einkommenssteuer auf
50 Prozent anheben;
Wiedereinführung der
Vermögensteuer; die
meisten Abschrei-
bungsmöglichkeiten
fallen weg; Sonn-, Fei-
ertags- und Nachtarbeit
bleiben steuerfrei

Arbeit Betriebliche Bündnisse
statt Flächentarif; Ver-
mittlung von Arbeitslo-
sen nur durch Kommu-
nen; Kündigungsschutz
und Mitbestimmung erst
ab 20 Beschäftigten;
Jahresarbeitszeitkonten;
Löhne an Unterneh-
mensentwicklung kop-
peln

Keine Lockerungen bei
Kündigungsschutz, Ar-
beitszeit und Tarifauto-
nomie; bundeseinheitli-
che Mindestlöhne in
allen Branchen

Betriebliche Bündnisse
erleichtern; kein Kündi-
gungsschutz für Neu-
einstellungen in Betrie-
ben unter 20 Mitarbei-
tern; bei mehr als 20
Beschäftigten 2 Jahre
kein Kündigungsschutz;
Langzeitarbeitslose
können für 10 Prozent
unter Tariflohn einge-
stellt werden

Keine Lockerung bei
Kündigungsschutz und
Tarifautonomie; Einfüh-
rung von Mindestlöh-
nen; Niedriglohnjobs
durch Zu-schüsse zu
Sozialabgaben attraktiv
machen

Betriebliche Bündnisse
erleichtern; Mitbestim-
mung erst ab 20 Mitar-
beitern; Kündigungs-
schutz erst ab 50 Be-
schäftigten und nach
vier Jahren; Bundes-
agentur für Arbeit auflö-
sen



Kündigungsschutz und
Mitbestimmung auswei-
ten; Mindestlohn von
1.400 Euro für Vollzeit-
beschäftigte; staatliche
Beschäftigungspro-
gramme; gesetzliche
Begrenzung der Wo-
chenarbeitszeit auf 40
Stunden; Ziel: 30-
Stunden-Woche

Sozial-
systeme

Mehr Eigenverantwor-
tung bei Alters- und
Gesundheitsvorsorge;
Abschläge bei Rente
vor 65; Rentenbeiträge
auch von Politikern,
Beamten und Selbstän-
digen

Gesundheit: Alle Er-
werbstätigen zahlen je
nach Einkommen in
Bürgerversicherung ein;
Rente: gesetzliche Ren-
tenversicherung erhal-
ten, aber betriebliche
und private Altersvor-
sorge stärken; Rente ab
65

Beiträge zur Arbeitslo-
senversicherung um 2
Prozentpunkte senken;
Gesundheit: Einführung
einer einkommensu-
nabhängigen Gesund-
heitspauschale für alle;
Arbeitgeberanteil fest-
schreiben;
Rente: private & betrieb-
liche Altersvorsorge
stärken; Lebensarbeits-
zeit verlängern

Gesundheit: Einführung
einer Bürgerversiche-
rung; paritätische Bei-
träge von Arbeitgeber
und -nehmer bleiben;
Rente: keine Anhebung
des Renteneintrittsal-
ters; gesetzliche Rente
als Basissicherung,
dazu private Vorsorge

Beiträge zur Arbeitslo-
senversicherung um
zwei Prozentpunkte
senken;
Gesundheit: Privatisie-
rung der gesetzl. Kran-
kenkassen;
Rente: Beitragssatz bei
19 % deckeln; individu-
elles Konto aus betrieb-
licher & privater Alters-
vorsorge; Lebensar-
beitszeit verlängern,
Ziel: 45 Beitragsjahre

Gesundheit: Einführung
einer Bürgerversiche-
rung;
Rente: allgemeine Ver-
sicherungspflicht; keine
Anhebung des Renten-
eintrittsalters;
Mindestrente von 800
Euro nach 30 Beitrags-
jahren



Büro-
kratie-
abbau /
Privati-
sierung

„Privat statt Staat“; Ge-
setze auf Folgen für
Mittelstand überprüfen;
Betriebe unter 20 Be-
schäftigten von Pflicht-
statistiken befreien

Bau von Infrastruktur
per Gesetz beschleuni-
gen und private Investo-
ren stärker beteiligen;
Deregulierungs-
Testregionen in Ost-
deutschland; Umwelt-
recht entrümpeln;

Beschränkung des
Staats auf Kernaufga-
ben; Bau von Infrastruk-
tur per Gesetz be-
schleunigen und private
Investoren stärker betei-
ligen; Reduzierung von
Statistik- und Nach-
weispflichten

Privatisierung öffentli-
cher Aufgaben nur in
ausgewählten Berei-
chen; neue Gesetze auf
Wirkung und Brauch-
barkeit hin überprüfen;
Umweltrecht entrümpeln

Bau und Betrieb von
Verkehrsinfrastruktur
privatisieren; umfassen-
der Bürokratieabbau,
z.B. Reduzierung von
Statistik- & Nachweis-
pflichten; „Bürokratie-
kosten-TÜV“ prüft Fol-
gekosten für Unterneh-
men

in allen Bereichen ge-
gen Privatisierung; Exis-
tenzgründer von über-
zogenen bürokratischen
Auflagen befreien

Energie
und
Umwelt

Preisdiktat des Energie-
Oligopols brechen; För-
derung regenerativer
Energien; freiwillige
Anreize für betrieblichen
Umweltschutz schaffen

Ökostrom fördern, ins-
besondere Biomasse;
Atomausstieg fortfüh-
ren; Kohlefinanzierung
bleibt



Laufzeiten der Atom-
kraftwerke verlängern;
Steinkohlesubventionen
abbauen; Förderung
erneuerbarer Energien
reduzieren

Anteil erneuerbarer
Energien ausbauen;
Atomausstieg konse-
quent umsetzen; Flie-
gen soll teurer, Bahn-
fahren billiger werden;
mehr Güter auf die
Schiene

Energiemix mit Option
auf Kernenergie erhal-
ten; Nutzung erneuerba-
rer Energien vorantrei-
ben; Steinkohlesubven-
tionen einstellen; mehr
Wettbewerb im Schie-
nenverkehr

Atomausstieg; bis 2050
Energie nur noch aus
erneuerbaren Quellen;
Besteuerung von Flug-
benzin

Bildung Bundesweite Bildungs-
standards; Wirtschaft
und Bildung enger ver-
zahnen; Einführung von
Studiengebühren bei
finanzieller Selbstver-
antwortung der Hoch-
schulen

Erststudium verbindlich
gebührenfrei; verstärkte
Förderung von Elite-
Unis; Bildungspolitik
bleibt Ländersache

vage Forderung nach
„erstklassigen Bildungs-
systemen“; Bildungs-
kompetenzen der Län-
der stärken

Erststudium soll gebüh-
renfrei bleiben; keine
Elite-Hochschulen; Bil-
dungspolitik bleibt Län-
dersache

Bessere Vermittlung
unternehmerischen
Handelns in Schulen;
Studiengebühren sind
Hochschulsache; mehr
Wettbewerb im Bil-
dungswesen; Selbst-
verwaltung für Schulen
und Hochschulen

Bundesweit einheitliche
Prüfungsstandards;
keine Studiengebühren


